
„Schwangeren Menschen vertrauen und sie in ihrer 
Entscheidungsfindung unterstützen“

pro familia hat sich auf dem Verbandswochenende am 6. und 7. Mai 2023 mit dem Thema 
gesetzliche Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs befasst. Den nach Leipzig angereis-
ten Fachkräften und Delegierten boten Vorträge und Workshops auf der Fachtagung am 
Samstag die Möglichkeit zum Austausch und zur Diskussion. Eine zentrale Frage war dabei, 
wie das Recht auf Zugang zu freiwilligen, rechtebasierten Informations- und Beratungsan-
geboten zum Schwangerschaftsabbruch und zu allen anderen Themen im Rahmen einer 
Neuregelung ausgestaltet werden kann. Auf der Bundesdelegiertenversammlung am Sonn-
tag wurde als wichtigster Beschluss eine Positionierung zur Neuregelung des Schwanger-
schaftsabbruchs außerhalb des Strafrechts verabschiedet.

Auf der Fachtagung mit dem Titel „Perspektiven einer Neuregelung des Schwangerschafts-
abbruchs – Sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte umsetzen“ zeigte ein Vortrag 
über erste vorläufige Erkenntnisse aus der ELSA-Studie deutliche Defizite bei der Versorgung 
zum Schwangerschaftsabbruch auf und machte somit den Handlungsbedarf deutlich. Jede 
zweite der befragten Frauen berichtete über Schwierigkeiten beim Zugang zum Schwanger-
schaftsabbruch. Insbesondere seien belastend: der Zeitdruck, Probleme bei der Organisati-
on des Schwangerschaftsabbruchs, die Kosten sowie die Wartezeit. Zudem fühlte sich jede 
fünfte Frau schlecht informiert. In den weiteren Vorträgen ging es um die wichtige Bedeu-
tung der ergebnisoffenen Beratung für die Vermittlung von Informationen und für die Befähi-
gung, selbstbestimmte Entscheidungen zu treffen. Beratung stehe für Emanzipation, fördere 
Autonomie und Teilhabe und erfülle somit eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe, so die 
Fachreferent*innen.

Laut gängigen fachlichen Standards darf Beratung keine Pflicht sein. Die Teilnehmenden dis-
kutierten in einem Workshop, welche Veränderungen und Chancen sich in der Beratungsar-
beit auftun, wenn aus der Pflicht zur Beratung ein Recht wird. In einem weiteren Workshop 
ging es um die Möglichkeiten, der Stigmatisierung des Schwangerschaftsabbruchs entgegen-
zuwirken und die Selbstermächtigung von Frauen zu stärken. Was die sexuellen und reproduk-
tiven Rechte konkret bedeuten und wie sie sich mit der Beratungsarbeit verknüpfen lassen, 
erarbeiteten die Teilnehmenden in einem dritten Workshop. In der abschließenden Diskussi-
on zeigte sich das Podium optimistisch, dass eine gesellschaftliche Debatte über eine gesetz-
liche Neuregelung Räume eröffne, aus verschiedenen Perspektiven – juristisch, medizinisch, 
beraterisch – Anforderungen an eine gesetzliche Regelung des Schwangerschaftsabbruchs 
neu zu formulieren . Neben einer aktuellen verfassungsrechtlichen Perspektive müsse hierbei 
internationalen Menschenrechtsnormen und internationaler Gesundheitsevidenz Rechnung 
getragen werden. Ein ‚Weiter so‘ könne es auch angesichts der sich verschlechternden Versor-
gungslage nicht geben. Alle müssten ein Interesse an einem konstruktiven Gespräch haben, 
um eine Verbesserung zu erreichen.

Die Delegierten verabschiedeten am Tag darauf eine Positionierung für eine außerstrafrecht-
liche Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs. pro familia sieht sich den sexuellen und 
reproduktiven Rechten verpflichtet und geht daher vom prinzipiellen Recht und der Fähig-
keit schwangerer Personen aus, über die Fortsetzung einer Schwangerschaft, über ihren 
Körper und ihr Leben selbst verantwortungsvoll entscheiden zu können und die erforderli-
che Unterstützung erhalten. Dies bedeutet, dass Schwangere in keiner Situation zum Aus-
tragen oder zum Abbruch einer Schwangerschaft gezwungen werden dürfen. Der Schwan-
gerschaftsabbruch gegen den Willen oder ohne die Zustimmung der schwangeren Person 
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muss weiterhin strafrechtlich sanktioniert sein. pro familia schließt sich den Positionierungen 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) sowie der International Planned Parenthood Fede-
ration (IPPF) an und fordert eine außerstrafrechtliche Regelung der Entscheidungsfreiheit 
der schwangeren Person ohne Fristen und Indikationen. Die Positionierung ist Ergebnis in-
tensiver innerverbandlicher Diskussionen zur Frage, wie zukünftige Regelungen wirkungsvoll 
dazu beitragen können, den Schwangerschaftsabbruch zu entstigmatisieren sowie sexuelle 
und reproduktive Gesundheit und Rechte umzusetzen und zu stärken. pro familia hat in der 
Positionierung ausführlich formuliert, wie eine neue menschenrechtsbasierte Regelung des 
Schwangerschaftsabbruchs ausgestaltet werden sollte. Außerdem werden Kriterien benannt, 
anhand derer der Verband mögliche Gesetzesänderungen zur Neuregelung des Schwanger-
schaftsabbruchs bewerten wird.

„pro familia steht dafür ein, schwangeren Menschen zu vertrauen und sie dabei zu unterstüt-
zen, für sie passende Entscheidungen zu treffen“, erklärt Monika Börding, Bundesvorsitzende 
von pro familia.

„Wir brauchen eine gesetzliche Regelung, die der schwangeren Person die Entscheidung für 
oder gegen eine Schwangerschaft zugesteht – frei von Strafandrohungen, staatlicher Ein-
flussnahme und Stigmatisierung. Wir möchten mit unserer Positionierung fachliche sowie 
politische Impulse setzen und einen Beitrag zur Konzeption einer umfassenden Neuregelung 
leisten“, ergänzt die stellvertretende Bundesvorsitzende Stephanie Schlitt, die von den Dele-
gierten für drei Jahre wiedergewählt worden war.
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